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Sehr geehrter Herr Ministerprasident,

sehr geehrte Damen und Herren Ministerin-
nen und Minister,

die Digitalisierung der Landesverwaltung und
unsere Verpflichtungen im féderalen Verbund
stellen mich als IT-Beauftragter der Landes-
regierung, mein Haus und uns alle vor an-
spruchsvolle Aufgaben.

Meine Verantwortungumfasstdie Lenkungund
KoordinierungderInformationstechnikunddes
E-Governments innerhalb der Landesverwal-
tung. Dazu gehoért auch die Gestaltung der
technischen und organisatorischen Rahmen-
bedingungen fiir den effektiven IT-Einsatz in
enger Abstimmung mit den zustandigen Res-
sorts der Landesregierung und der Staats-
kanzlei (gemaf §13 Absatz. 1 Satz 2 BbgE-
GovG).

In den vergangenen drei Jahren haben wir be-
deutsame Fortschritte erzielt. Gerne mdchte
ich IThnen in den folgenden Abschnitten einen
Einblick in meine Verantwortungsbereiche
geben, die erzielten Fortschritte prasentieren
und auf aktuelle Diskussionen hinweisen.

Fir die vertrauensvolle und konstruktive
Zusammenarbeit mdchte ich allen Beteiligten
herzlich danken.

Mit freundlichen GriiRen

AW

Dr. Markus Grinewald
Staatssekretar und IT-Beauftragter
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1.1. Federfuhrung Brandenburgs fir
das Themenfeld ,,Ein- und Auswan-
derung“

Das OZG verpflichtet Bund, Lander und
Kommunen, den Grofteil ihrer Verwaltungs-
leistungen zu digitalisieren. Um die Vielzahl
an Verwaltungsleistungen effizient online an-
bieten zu kénnen, wurde zwischen dem Bund
und den Landern beschlossen, die Digitalisie-
rung in vierzehn Themenfelder aufzuteilen,
um diese arbeitsteilig durch die verschiede-
nen Bundesministerien und Lander bearbei-
ten zu lassen.

Das Land Brandenburg hat dabei seit dem
Jahr 2018 gemeinsam mit dem Auswartigen
Amt und dem Bundesministerium des Innern
und fir Heimat (BMI) die Federfiihrung fir die
Umsetzung im Themenbereich ,Ein- und Aus-
wanderung® ibernommen. Im Themenfeld ar-
beitet das MIK eng mit den Landern Bayern,
Nordrhein-Westfalen und Hessen zusammen.
Das Themenfeld umfasst Leistungen wie die
Beantragung eines Aufenthaltstitels, die Ab-
gabe einer Verpflichtungserklarung oder den
Antrag auf Erwerb der deutschen Staatsan-
gehorigkeit.

Aufgrund der zur Verfliigung gestellten Kon-
junkturmittel des Bundes konnte in der weite-
ren Umsetzung des durch das Land Branden-
burg angefuhrten Themenfeldes ,Ein- und
Auswanderung*“ die positive Entwicklung fort-
gesetzt werden.

So konnten im Jahr 2023 allein fir Branden-
burg weitere Bundesmittel in Héhe von 10
Millionen Euro fur die Themenfeldarbeit eru-
iert werden. Diese Mittel stehen fiir den bun-
desweiten Ausrollprozess, fir die Weiterent-
wicklung und die sonstigen Ausgaben fiir das
Jahr 2023 zur Verfugung. Somit kdnnen alle
Auslanderbehodrden deutschlandweit diese
Leistungen im Jahr 2023 kostenlos einrichten
und nutzen.

Durch Brandenburg sind im Umsetzungs-
projekt Aufenthalt (bestehend aus dem ,Auf-

Umsetzung des Onlinezugangsgesetz (OZG) in Brandenburg

enthaltstitel* und den ,Aufenthaltskarten
und aufenthaltsrelevante Bescheinigungen®)
sieben Antragsstrecken geschaffen worden,
welche durch die bundesweiten Auslander-
behoérden jeweils individuell auf deren Inter-
netseiten eingebunden werden kénnen. Jede
Antragsstrecke ist mit dem Fachverfahren
der jeweiligen Auslanderbehdérde per Schnitt-
stelle verbunden, so dass der Antrag direkt
zur weiteren Bearbeitung im Fachsystem
vorliegt. Deutschlandweit nutzen diese Ent-
wicklung bereits ca. 90 von bis zu 526 Aus-
Ianderbehoérden. Dies ist ein grofRer Erfolg vor
dem Hintergrund des intensiven Prozesses,
Bundeslander von der vertraglichen Nachnut-
zung zu uberzeugen und die Kommunen der
Bundeslander entsprechend anzuschlief3en.

Beispiel zur Biindelungskomponente aus
dem Landkreis Dahme Spreewald

Am Beispiel des Landkreises Dahme-Spree-
wald sieht die Auswahl wie folgt aus (sieben
Strecken sind eingebunden):

Quelle:
https://www.dahme-spreewald.info/de/verwaltung/
verwaltungsstruktur/dezernati1/ordnungsamt/
auslaenderbehoerde 1/online-antraege-der-auslaenderb
ehoerde/#/#bueQverview

Die Kommunen bestimmen hierbei selbst,
welche Strecken aus fachlicher Sicht einge-
bunden werden. Erleichternd steht ihnen hier-
fur die sogenannte Blindelungskomponente
zur Verfligung.

Zusatzlich steht die im letzten Jahr entwickel-
te Ukraine-Strecke — welche auf der zentra-


https://www.dahme-spreewald.info/de/verwaltung/verwaltungsstruktur/dezernat1/ordnungsamt/auslaenderbehoerde1/online-antraege-der-auslaenderbehoerde/#/#bueOverview
https://www.dahme-spreewald.info/de/verwaltung/verwaltungsstruktur/dezernat1/ordnungsamt/auslaenderbehoerde1/online-antraege-der-auslaenderbehoerde/#/#bueOverview

len Website ,Germay4Ukraine® verortet ist
— auch fur jede Kommune zur dezentralen
Einbindung zur Verfugung und kann Gber die
BlUndelungskomponente mit ausgewahlt wer-
den. Wie bereits im letzten Bericht erlautert,
stehen seit November des Jahres 2021 die
Leistungen aus Brandenburg im FIT-Store
(Marktplatz fur digitale Verwaltungsleistun-
gen der Foderalen IT-Kooperation) zur Nach-
nutzung durch andere Bundeslander zur Ver-
figung. Mit sieben Bundeslandern (BY, SN,
TH, NW, HB, MV sowie HE) konnten bereits
Nachnutzungsvertrage geschlossen werden.
Weitere vier Bundeslander (SL, ST, RP und
HH) befinden sich im Abstimmungsprozess
und weitere drei Bundeslander (NI, SH sowie
BW) haben den Abstimmungsprozess begon-
nen. Lediglich das Bundesland BE mochte
die entwickelten Einer-fir-Alle (EfA)-Lésun-
gen aus Brandenburg nicht nutzen.

Aktuelle Arbeitsschwerpunkte liegen neben
den Abschlissen der Nachnutzungsvertrage
in der Entwicklung des sogenannten Ruck-
kanals. Dieser dient zum Austausch der An-
tragstellenden mit der Behoérde und zurtick.
Derzeit erfolgt die Pilotierung mit einzelnen
Fachverfahrensherstellern. Auch die zahlrei-
chen Anderungen im Auslénderrechtswesen
fihren noch zu Antragsstreckenanpassungen
in diesem Jahr.

Beispiel zur Einbindung der dezentralen
Variante der Ukraine-Strecke aus dem
Landkreis Elbe-Elster (Ikee.de)

In Brandenburg nutzen die Antragsstrecken
des Themenfeldes ,Ein- und Auswanderung*
dreizehn Auslanderbehérden (BRB, LDS, EE,
HVL, OPR, TF, PR, FF, P SDT, UM, OSL so-
wie MOL).

Die Entwicklung der sogenannten ,Verpflich-
tungserklarung“ im Themenfeld ,Ein- und
Auswanderung“ durch unser Partnerland
Hessen schreitet bundesweit ebenfalls voran.
In zwei Auslanderbehdrden in Brandenburg
(HVL und BRB) ist diese Leistung bereits on-

line. Der Nachnutzungsvertrag ist in Abstim-
mung zwischen Brandenburg und Hessen, so
dass eine landesweite Nachnutzung mdglich
gemacht wird.

uuuuuuuuuuuuuuuuuuuuuuuuuuuuuuuuuuuuuuuuu
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Quelle:
https://www.lkee.de/Service-Verwaltung/
Kreisverwaltung/Ordnungsamt/online_antrag
ausl%C3%A4ndertitel/?kuo=2&sub=0#/#bueQverview

Der durch das Partnerland Nordrhein-Westfa-
len entwickelte Online-Dienst ,Einblrgerung®
wird derzeit als sogenannte Fokusleistung
im Land Brandenburg mit der Fachverfah-
rensschnittstelle in der Prignitz pilotiert. Da
die Fachverfahrenshersteller der anderen
Staatsangehorigkeitsbehdrden leider erst
zum Herbst 2023 eine Schnittstelle zugesagt
haben, muss eine technische Ubergangsva-
riante pilotiert werden. Auch hierfir konnten
Kommunen im Land gewonnen werden und
sind entsprechend im Anbindungsprozess.

Alle beschriebenen Leistungen des Themen-
feldes kdnnen aufgrund der Bundesmittel im
Jahr 2023 kostenlos von Seiten der Kommu-
nen eingefihrt und genutzt werden. Die Part-
nerlander haben flr ihre Leistungen ebenfalls


https://www.lkee.de/Service-Verwaltung/Kreisverwaltung/Ordnungsamt/online_antrag_ausl%C3%A4ndertitel/?kuo=2&sub=0#/#bueOverview

insgesamt 4,9 Millionen Euro aus den Bun-
deskonjunkturmitteln zur Verfigung gestellt
bekommen.

Im Jahr 2024 wurden die Betriebs- sowie
Wartungs- und Pflegekosten im Landeshaus-
halt (Einzelplan des MIK) fir das Themen-
feld eingeplant. Unklar ist jedoch, wie mit den
Weiterentwicklungskosten umgegangen wer-
den soll, da eine grundsatzliche Aussage zu
den Kostenubernahmen ab dem Jahr 2024
noch nicht getroffen wurde.

Letztlich muss das Land Brandenburg als
Themenfeldfederfihrer und damit als Ent-
wickler dieser EfA-Lésung zu seiner Leistung
stehen, welche im letzten Jahr beim eGo-
vernment-Wettbewerb als Gewinner in der
Kategorie ,Bestes OZG-Projekt 2022“ pra-
miert wurde.

Die Entlastungsabsichtserklarungen

m des MPK-Beschlusses vom 02.11.2022
(Top 1.7 ,...das die Auslanderbehérden in

den Landern vollstandig digitalisiert wer-
den...%),

m des Flichtlingsgipfels vom 16.02.2023 (,II.
Bund und Lander stellen den Kommunen
im Rahmen der Umsetzung des Onlinezu-
gangsgesetzes schnellstmoglich OZG-Ser-
vices flir das Auslanderwesen zur Nach-
nutzung zur Verfigung. Der Bund prift vor
dem Hintergrund stetiger Anderungen auf-
enthaltsrechtlicher Bestimmungen, finanzi-
elle Unterstiitzung fiir die OZG-Leistungen
bereitstellenden Lander bei der Weiterent-
wicklung der Onlinedienste. Die Lander
unterstitzen die Kommunen zusammen
mit dem anbietenden Land und dem bereit-
stellenden IT-Dienstleister bei der Integra-
tion sowie fortlaufend bei der Nutzung der
0OZG-Services (bis Ende 2023).%),

m des MPK-Beschlusses vom 10.05.2023
(,Weitere Entlastungen sollen zlgig durch
Digitalisierung erreicht werden. Die Lan-
der werden im kommunalen Bereich um-

gehend auf eine komplette Digitalisierung
samtlicher einschlagiger Verwaltungsver-
fahren hinwirken, wo dies noch nicht ge-
schehen ist...“, sowie

m ,Der Bundeskanzler und die Regierungs-
chefinnen und Regierungschefs der Lan-
der bekraftigen in diesem Zusammenhang
ihren Beschluss vom 2. November 2022.
Sie eint das Ziel, wo immer moglich Online-
Zugangswege zu schaffen, alle Arbeitspro-
zesse der beteiligten Behérden und Ein-
richtungen so schnell wie moéglich und so
umfassend wie mdglich zu automatisieren,
den Datenaustausch medienbruchfrei und
die Speicherung und Weiterverarbeitung
von Daten in einheitlichen Standards um-
zusetzen.)

= und des MPK-Beschlusses  vom
15.06.2023 (,Gemeinsames Ziel von Bund
und Landern ist es, die Mitarbeiterinnen
und Mitarbeiter deutlich zu entlasten und
die Leistungsfahigkeit der Auslanderbehor-
den zu starken.[...] Dazu gehdrt es auch,
die Verfahren durch digitale Lésungen zu
vereinfachen und zu beschleunigen.[...]
+,Wo bereits digitale Loésungen entwickelt
wurden, sollten diese aus Grinden der
Effizienz und Kompatibilitdt von allen zu-
standigen Stellen vorrangig vor der eige-
nen Entwicklung neuer Lésungen genutzt
werden.)

sind fir die Kommunen eindeutig und sollten
sich daher durch eine entsprechende weitere
Finanzierung durch das Land widerspiegeln.
Im Zuge der Planung des Haushaltsjahres
2025 ist es unabdingbar, nicht nur die Mittel
fur Betriebs-, Wartungs- sowie Pflegekosten
einzuplanen, sondern auch die unerlassli-
chen Ausgaben fir die Weiterentwicklung der
Onlinedienste im Themenfeld zu beriicksichti-
gen. Es war und ist die Verpflichtung aus dem
EfA-Prinzip, nicht nur eine Online-Lésung zur
Verfigung zu stellen, sondern diese auch
kontinuierlich weiterzuentwickeln. Es handelt



sich hierbei um ein deutschlandweites Vor-
zeigeprojekt, worauf die Landesregierung mit
Stolz blicken kann, sich aber zudem den sich
daraus ergebenden finanziellen Verpflichtun-
gen stellen muss.

1.2. Forderung Zweckverband Digitale
Kommunen — Kommunalportal

Die Grindung des Zweckverbandes Digitale
Kommunen (ZV DIKOM) im April des Jahres
2020 stellt einen Schlisselmoment in der
interkommunalen Zusammenarbeit dar. Der
ZV DIKOM Ubernimmt, insbesondere zur Um-
setzung des OZG, alle klassischen Aufgaben
eines kommunalen IT-Dienstleisters. Durch
die Bindelung von Aufgaben, Wissen und
Informationstechnik werden den Mitgliedern
zentral Komponenten und Know-how zur Ver-
fiigung gestellt.

Kommunen tragen auf der Vollzugsebene die
Hauptlast bei der Digitalisierung der Verwal-
tungsleistungen. Eigene Entwicklungen und
die Schaffung von ,Inselldsungen® sind zur
Umsetzung des OZG nicht zweckdienlich und
zudem durch Kommunen personell und finan-
ziell nicht abbildbar. Deshalb wird durch das
Land der zentrale Ansatz mit einer Férderung
des ZV DIKOM zum Aufbau eines zentralen
Kommunalportals finanziell mit 1,5 Millionen
Euro unterstitzt. Damit wird den brandenbur-
gischen Kommunen die Basis des Zugangs
zu elektronischen Verwaltungsleistungen be-
reitgestellt.

Bisher musste jede Kommune ein eigenes
Portal fur Verwaltungsleistungen und Online-
Dienste entwickeln. Das DIKOM-Kommunal-
portal bildet das Rathausgebdude digital ab.
Online verfugbare Verwaltungsleistungen
werden von der Leistungssuche bis zur An-
tragstellung, unter Einbindung von IT-Basis-
komponenten (z. B. Nutzerkonto), im Portal
dargestellt. Das Kommunalportal bietet die
Mdglichkeit, elektronische  Verwaltungs-
leistungen unter Wahrung der kommunalen

Selbstverwaltung in die bestehende IT-Infra-
struktur (auch Internetauftritt) einzubinden.
Insbesondere unterstitzt die Prozessplatt-
form mit einer gemeinsamen Prozessbiblio-
thek sowie Prozessvorlagen die Digitalisie-
rung innerhalb einer Kommune.

Zum Einsatz kommt die bereits bestehende
Integrationsplattform ,Kommune 365% die
eine Schnittstelle zum Burger- und Unterneh-
mensservice Brandenburg (BUS-BB) bereit-
stellt. Der BUS-BB nimmt fir das Kommunal-
portal des ZV DIKOM eine zentrale Rolle fir
die Datenpflege ein, d. h. Leistungsbeschrei-
bungen, Zustandigkeiten und verfligbare On-
line-Dienste bzw. Formulare werden im BUS-
BB gepflegt und auf kommunalspezifische
Seiten des geplanten Portals des ZV DIKOM,
das Landesserviceportal Brandenburg und
den Portalverbund von Bund und Landern
aufgespielt. Das Kommunalportal ist in den
ersten Kommunen bereits online gegangen.

Um die Kommunale Ebene bei der Arbeit und
Datenpflege mit dem BUS-BB zu unterstut-
zen, besteht mit dem ZV DIKOM weiterhin
eine Kooperationsvereinbarung. Im Rahmen
dieser Vereinbarung férdert das MIK den 2V
DIKOM mit insgesamt 700.000 Euro und un-
terstitzt so bei der kommunalen Redaktions-
arbeit fir den BUS-BB.

Weiterhin setzt der ZV DIKOM mit der Zuwen-
dung den Aufbau einer E-Government-Infra-
struktur unter Einbindung der in § 11 Absatz
1 Satz 3 Brandenburgisches E-Government-
Gesetz genannten IT-Basiskomponenten und
sich ggf. aus der Umsetzung des OZG und
der Single Digital Gateway-Verordnung der
EU (SDG-VO) ergebenden weiteren IT-Archi-
tekturanforderungen um.

1.3. Umsetzung des Onlinezugangsge-
setzes (OZG) im Land Brandenburg

In Brandenburg verlauft die Umsetzung des
OZG entlang zweier Grundprinzipien, die
im September 2021 im Kabinett beschlos-



sen wurden. Hierzu gehdrt der Grundsatz,
dass die Digitalisierungsverantwortung der
Fachverantwortung folgt. Jede Behdrde in
Brandenburg Gbernimmt die Verantwortung
fur die Digitalisierung von fachlich und poli-
tisch zustandigen Verwaltungsleistungen.
Bei der Digitalisierung von Verwaltungsleis-
tungen gilt zudem, dass grundsatzlich jedes
Ministerium die durch die Themenfelder
bundesweit bereitgestellten Online-Dienste
nutzt. Dies spart bundes- und landesweit
Kosten und Kapazitaten, die fiir die landes-
eigene Entwicklung von Online-Diensten fur
ca. 7.000 Verwaltungsleistungen notwendig
waren.

Das MIK unterstutzt als landesweite Koor-
dinations- und Monitoringstelle den Umset-
zungs- und Nachnutzungsprozess in den
Brandenburgischen Ministerien und Kom-
munen durch Beratung und Wissenstransfer
sowie Informationen, Veranstaltungen, Leit-
faden und mittels Berichtswesen (vgl. nach-
folgende Abbildung).

KOORDINATION UND
GREMIEN

BERATUNG

MONITORING UND
STEUERUNG DES
OZG IM LAND
BRANDENBURG

KOMMUNIKATION

REPORTING UND
MONITORING

GRUNDSATZFRAGEN
UND STANDARDS

Schwerpunkte des MIK im Rahmen der OZG-Koordina-
tion.

1.3.1. Informations- und Beratungsange-
bot rund um das OZG

Ein zentrales Element der Kommunikation
bilden die Informationsveranstaltungen und
Gesprachsrunden des MIK mit den Landes-
und Kommunalbehérden. Seit dem letzten
Bericht des IT-Beauftragten der Landesregie-

rung hat das MIK insgesamt 16 virtuelle Ge-
sprachs- und Informationsrunden zum OZG
durchgefiihrt. Hierzu gehdren beispielsweise
kommunale Sprechstunden, ,Runde Tische*
mit den Landkreisen und mit den kreisfreien
Stadten, OZG-Koordinationsrunden mit den
Ressorts und Anwenderkonferenzen. Gut an-
genommen wird insbesondere die kommu-
nale Sprechstunde. Zwischen 120 und 150
OZG-Akteure nehmen regelmafig an diesen
Austauschformaten des MIK teil.

Ein weiteres Element der ebenenibergreif-
endenKommunikationistdie Informationsseite
des MIK zum  Onlinezugangsgesetz
unter https://ozg.brandenburg.de. Mit
einem Newsbereich und mehr als 20
Publikationen, Leitfaden und Tools zu den
unterschiedlichsten Themen stellt das MIK
den Landes- und Kommunalbehdrden im
0OZG-Kontext Informationen und Arbeitshilfen
zur Verfigung.

1.3.2. Bewerbung von Online-Diensten

OZG-Informationsveranstaltungen
fiir Land und Kommunen

Teilnehmende an den kommunalen
OZG-Sprechstunden

Im besonderen Blickpunkt steht in diesem
und im nachsten Jahr die Bewerbung von
Online-Diensten. Die Ministerien und die Be-
hérden des Landes Brandenburg bieten den
Blrgerinnen und Blirgern sowie den Unter-
nehmen bereits heute mehr als 500 Online-
Formulare und Online-Dienste in den Reife-
graden 2 (Leistungsbeschreibung ist online
verfugbar und das PDF-Dokument steht als
Download zur Verfugung) bis 4 (Once-Only-
Beantragung ist moéglich) an. Landesweit lie-
gen den Ressorts mit Stand Juni des Jahres
2023 zudem mehr als 1.000 Online-Dienste
aus dem bundesweiten Kontext zur Nach-
nutzung vor.


https://ozg.brandenburg.de

Nutzbare Online-Dienste
fir Land und Kommunen

Online-Formulare und Online-Dienste, die den
Brandenburgerinnen und Brandenburgern zur
Verfiigung stehen

Da von einer Offentlichkeitskampagne zu
einzelnen Online-Diensten alle Landes- und
Kommunalbehdrden unmittelbar profitieren
wulrden, ist beabsichtigt, diesen Behdrden
sukzessive ein Paket von Kommunikations-
materialien bereitzustellen, um im Rahmen
ihrer jeweiligen Zustandigkeit projektbezo-
gen Offentlichkeitskampagnen umzusetzen.
Mit visuellen Kommunikationsmaterialien in
Form von Werbe- bzw. Informationsmafinah-
men sollen Online-Dienste kiinftig anschau-
lich beworben und flachendeckend kommuni-
ziert werden. Dazu zahlen bspw. einheitliche
Schlusselbilder zur Markenbildung (sog. ,Key
Visuals®), Vorlagen fir Pressemitteilungen,
Flyer, Roll-Up’‘s, Postkarten, Plakate, Banner
fir Websites, E-Mail-Signaturen, Websiteop-
timierung, Erklarvideos, Social Media Posts
u. v. m. Darlber hinaus sollen die MalRnah-
men an die Gestaltungsrichtlinien von Lan-
des- und Kommunalbehérden anpassbar
sein (Corporate Design des Landes Branden-
burg), so dass diese jederzeit individualisier-
bar sind. Um die Offentlichkeitsarbeit reali-
sieren zu kénnen, hat das MIK gemeinsam
mit der DigitalAgentur Brandenburg (DABB)
Ende Juni des Jahres 2023 eine professionel-
le Werbeagentur beauftragt. Die Agentur soll
fortan beratend und unterstiitzend tatig sein
und die MaRnahmen konzeptionieren.

1.3.3. Monitoring der Online-Dienste im
Land Brandenburg

Einen weiteren Schwerpunkt bildet das
Monitoring zum Umsetzungsstand des
OZG fur Land, Kommunen und Parlament.
Mit einem jahrlichen Landtagsbericht zum
Umsetzungsstand des OZG informiert die

Landesregierung das Parlament zum Stand
der Digitalisierung in Brandenburg. Das
unter https://ozg-brandenburg.agendo.de
durch das MIK bereitgestellte OZG Board
Brandenburg bildet hierfur das Landes- und
kommunalweite Arbeitswerkzeug.

Genutzt und gepflegt wird das Tool durch die
OZG-Koordinationsbereiche der Ministerien.
Es dient bereits heute mehreren hundert kom-
munalen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern
als Werkzeug, um sich tUber Sachstande und
Nachnutzungsangebote in Brandenburg zu
informieren. SchlieRlich haben auch die Ab-
geordneten des Landtages Brandenburgs, die
kommunalen Spitzenverbande, der Landes-
rechnungshof und der Zweckverband Digitale
Kommunen Brandenburg Zugang zum Tool,
um sich tagesaktuell Gber den Umsetzungs-
stand informieren zu kénnen. Einmal im Quar-
tal berichtet das MIK der Landesregierung und
den kommunalen Spitzenverbanden zudem
ausfuhrlich Uber die einzelnen OZG-Umset-
zungsstande im Land Brandenburg.

Politisch-strategische Ressortverteilung 0ZG
Anzahl und Verteilung der zustandigen
LeiKa-Leistungen in Brandenburg

BUND I 2051
MSGIV I 1070
MIK . 893
MWAE I 683
MIL I 659
MLUK I 600
MdJ B 293
MBJS B 251
MWFK B 119
MdFE W 117
nichtin BB M 83
Kommunen 143
Stk 117
Ungeklart 0O

B Q22023

Quelle: Auszug aus dem Quartalsbericht zum OZG-Umsetzungs-
stand in Brandenburg

Das OZG Board Brandenburg steht seit An-
fang des Jahres 2022 der Landesverwaltung
und den Kommunen zur Verfliigung und hat
sich in der Erprobungsphase bewahrt. Daher
hat das MIK die Nutzung und die Finanzie-
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rung des Tools in diesem Jahr bis Ende des
Jahres 2028 vertraglich verlangert. Positiv
hervorzuheben ist zudem, dass es dem MIK
gemeinsam mit der Staatskanzlei in diesem
Jahr gelungen ist, im OZG Board Branden-
burg eine Klarung von mehreren hundert
offenen Zustandigkeiten fur Verwaltungsleis-
tungen herbeizufihren.

Anzahl der
Nachnutzungsangebote 1021
fiir Brandenburg

Wahrnehmung der Nachnutzungsangebote
durch alle Brandenburger Ministerien

Ja, in Planung I 421

in Priifung 255
vorhanden/nachgenutzt N 226
Nein HEEE 119

Anzahl der Angebote des Landes

Brandenburg an die Kommunen zur 129
Mitarbeit und Nachnutzung von digitalen
LeiKa-Leistungen

Anzahl der digitalen LeiKa-Leistungen im Land
Brandenburg entlang der OZG-Reifegrade

375

130

3
Reifegrad 3 Reifegrad 4

Reifegrad 2

Quelle: Ausziige aus dem Quartalsbericht zum OZG-Umsetzungs-
stand in Brandenburg

1.3.4. Aufgaben und Herausforderungen
fiir das kommende Jahr 2024

Mit Ablauf der offiziellen Fristsetzung des
OZG Ende letzten Jahres ist die Umsetzung
des OZG nicht abgeschlossen. Die Digita-
lisierung von Verwaltungsleistungen stellt
eine Daueraufgabe dar. Dem Land Branden-
burg liegen nach sechs Jahren bundesweiter
0OZG-Umsetzung mehrere hundert Online-
Dienste zur Nachnutzung vor. Aber auch die-

se Dienste unterliegen dem Wandel. Tech-
nologien entwickeln sich weiter und werden
anwenderfreundlicher, Fachgesetze fir Ver-
waltungsleistungen werden angepasst, was
wiederum Auswirkungen auf die Gestaltung
der Online-Dienste hat.

Die aktuelle Novellierung des OZG spielt bei
der Fortentwicklung der Digitalisierung von
Verwaltungsleistungen eine entscheidende
Rolle. Die Bundesregierung hat einen ent-
sprechenden Gesetzentwurf im Kabinett
beschlossen und dem Bundesrat zur Stel-
lungnahme zugeleitet. Die Gesetzesvorla-
ge sieht umfassende Anderungen wie die
bundesseitige Bereitstellung eines zentralen
Birgerkontos, ein Beratungsangebot sowie
elektronische Schriftformersetzungsmaglich-
keiten vor. In einem nachsten Schritt wird die
Stellungnahme des Bundesrates der Bundes-
regierung vorgelegt, die den Gesetzentwurf
dann gemeinsam mit der Stellungnahme des
Bundesrates und ihrer Gegenaulierung beim
Bundestag einbringt. Die Anzahl von weit
mehr als 60 Anderungsantragen der Lander
in den Ausschissen des Bundesrats zeigt,
dass der inhaltliche Beratungs- und Abwa-
gungsbedarf bei der Fortschreibung des OZG
bundesweit sehr hoch ist.

Gleichzeitig laufen die durch den Bund im
Jahr 2021 bereitgestellten Konjunkturmittel in
Hohe von drei Milliarden Euro fir die OZG-
Umsetzung in diesem Jahr aus. Die dadurch
wegbrechenden Finanzmittel des Bundes
werden durch die Lander kompensiert wer-
den missen, um den Gesetzesauftrag des
0OZG erflllen zu kénnen und um die Qualitat
sowie die Rechtssicherheit von Online-Diens-
ten beizubehalten.

1.4. Birger- und Unternehmensservice
Brandenburg (BUS-BB)

Der Birger- und Unternehmensservice Bran-
denburg (BUS-BB) als Redaktionssystem
von Leistungsbeschreibungen, Zustandig-



keiten und Online-Dienste fir Kommunale
Verwaltungsportale, das Landesserviceportal
und den OZG-verankerten Portalverbund von
Bund und Landern konnte weiter ausgebaut
werden. Inzwischen nutzen zweidrittel der
brandenburgischen Kommunen den Burger-
und Unternehmensservice und ergénzen
Informationen, sodass Burgerinnen und Biir-
gern immer mehr Informationen zu den Ver-
waltungsleistungen, Zustandigkeiten und On-
line-Diensten lhrer Kommunen zur Verfligung
stehen.

Die Landesredaktion unterstutzt die Kommu-
nen dabei durch regelmaRige Informations-
veranstaltungen zur Anbindung an den BUS-
BB, eine Redaktionssprechstunde und einen
monatlichen Newsletter. Weiterhin finden
regelmalige Informationsveranstaltungen
fur die Landesbehorden statt, um Fragen zur
Erstellung von Leistungsbeschreibungen und
der Hinterlegung von Online-Diensten, ins-
besondere fir EfA-Dienste zu erlautern. Die
Qualitatssicherung der Inhalte des BUS-BB
spielt in enger Abstimmung mit Kommunen,
Fachressorts auf Landesebene und Bundes-
redaktion eine maRgebliche Rolle.

Im Rahmen der OZG-Umsetzung nimmt der
BUS-BB eine immer wichtigere Rolle bei der
Bereitstellung von Daten nicht nur in Verwal-
tungsportalen und fur die SDG-Umsetzung
(Single Digital Gateway-Verordnung der EU)
ein, sondern, so die Planung, auch fir die
Hinterlegung technischer Parameter fir On-

line-Dienste und Antragsrouting sowie fur
die Bereitstellung zusatzlicher Informationen
fur die Beauskunftung von Online-Diensten
durch die Behdérdenrufnummer 115. Die Lan-
desredaktion koordiniert die Umsetzung der
OZG-Anforderungen im Redaktionssystem
BUS-BB in enger Abstimmung mit den Fach-
ressorts, Kommunen und OZG-Themenfel-
dern.

Aufgrund des nach hiesiger Einschatzung
personell unzureichend aufgestellten Pro-
duktmanagements bei der FITKO (im Be-
reich ,Foderales Informationsmanagement*
(FIM) und im FIM-Baustein ,Leistungen®, der
in Brandenburg durch den BUS-BB abge-
bildet wird) werden Konzepte oftmals kaum
zwischen den malgeblichen Akteuren auf
Bundes- und Landesebene abgestimmt; dies
kann zu Verzégerungen bei der konzeptionel-
len Umsetzung fihren.

Weiterhin sind im Rahmen der OZG-Umset-
zung bei einzelnen EfA-Losungen die An-
forderungen der Redaktionssysteme nicht
ausreichend beachtet worden, so dass es im
Nachhinein Probleme bei der Nachnutzung
der bereitgestellten EfA-Dienste gibt, die
durch hohen Arbeitsaufwand, auch seitens
der FIM-Landesredaktion, nachentwickelt
werden mussen. Diese Herausforderungen
werden von der Landesredaktion adressiert
und im Rahmen von Bund-Lander-Gremien
und Informationsveranstaltungen auf Landes-
ebene angesprochen und angegangen.

1
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E-Verwaltungsakte

2.1. IT-Basiskomponenten

Fir die digitalisierten Verwaltungsleistungen
stellt das Land Brandenburg allen Behérden
Infrastrukturen, sogenannte IT-Basiskompo-
nenten, zur Verfligung — und zwar zur kosten-
freien Mitnutzung. Die IT-Basiskomponenten
sind im Brandenburgischen E-Government-
Gesetz in § 11 Absatz 1 aufgefihrt.

21.1. Landesserviceportal Brandenburg

Das Serviceportal ,ser-

vice.brandenburg.de®

ging im Jahr 2006 erst-

mals online. Zu seinen
wesentlichen Angeboten gehdrten das Be-
hdrdenverzeichnis, das Kommunalverzeich-
nis, Fachadressen der Ministerien und nach-
geordneten Bereiche sowie Links auf
alltagsrelevante Informationen und Dienste
far Blrgerinnen und Birger sowie Unterneh-
men.

In Umsetzung des Onlinezugangsgesetzes
(OZG) und des Brandenburgischen E-Govern-
ment-Gesetzes (BbgEGovG) ging das Ser-
viceportal unter der bekannten Domain ser-
vice.brandenburg.de im Oktober des Jahres
2021 in neuem Design und mit neuen Funktio-
nen wie der zentralen Suchfunktion fiir Verwal-
tungsleistungen und der Verknipfung mit der
zustandigen Behorde an den Start.

Durch die Integration des Burger- und Unter-
nehmensservice Brandenburg (BUS-BB)
missen Burgerinnen und Bilrger sowie Un-
ternehmen damit nicht mehr recherchieren,
welche Behorde zustandig ist, sondern finden
die entsprechenden Informationen gebiindelt
im Portal. Zu den Verwaltungsleistungen wer-
den umfassende weitere Informationen be-
reitgestellt und — soweit bereits moglich — auf
die Online-Dienste verlinkt. Dariber hinaus
ist die Suche nach Informationen zu Verwal-
tungsleistungen aller an den OZG-Portalver-
bund angeschlossenen Bundeslander und

Digitale Infrastruktur, IT-Basiskomponenten und

des Bundes mdglich. Die Informationen im
Landesserviceportal sind grétenteils auch in
englischer Sprache abrufbar.

In den letzten Monaten wurde das Landes-
serviceportal auf seine Nutzerfihrung und
Benutzerfreundlichkeit (Usability) untersucht
und einer externen Prifung unterzogen. Da-
bei wurden die Suchfunktion, die Menlfiih-
rung sowie die Darstellung der Ergebnisse
und Informationen geprift. Derzeit erfolgt die
Auswertung der Ergebnisse fur die anschlie-
Rende Optimierung und Weiterentwicklung
des Serviceportals. Parallel dazu werden
sukzessive weitere Informationen und On-
line-Angebote des Landes und der Kommu-
nen aufgenommen.

2.1.2. Nutzerkonto als Teil des Service-

kontos

Das Nutzerkonto ist eine
zentrale Komponente,
mit der sich Blrgerinnen
und Birger bei der On-
line-Beantragung von Verwaltungsleistun-
gen identifizieren und authentifizieren kon-
nen. Mit ihm erhalten Nutzerinnen und
Nutzer die Méoglichkeit, bundesweit online
verfigbare Verwaltungsleistungen in An-
spruch zu nehmen. Bisher wurde das Nut-
zerkonto als BrandenburglD durch die An-
stalt fur Kommunale Datenverarbeitung
Bayern (AKDB Bayern) zur Verfigung ge-
stellt. Mit der Unterzeichnung eines ,Letter
of Intent” (LOI) im Januar dieses Jahres ge-
genuber dem BMI wurde die Umstellung auf
die BundID als Nutzerkonto fiir Brandenburg
eingeleitet. Diese Neuausrichtung des Nut-
zerkontos tragt ebenfalls dem Entwurf zum
,0ZG 2.0“ Rechnung, welches die alleinige
Verwendung der BundID fiir alle Online-
Dienste bundesweit vorsieht. Somit entfallt
auch die Notwenigkeit interoperabler Post-
facher. Folgende Brandenburgische Online-
Dienste haben das Nutzerkonto bereits an-
gebunden oder befinden sich zurzeit im

2= fi



Anbindungsprozess: Teilantragsstrecken
des Themenbereichs ,Ein- und Auswande-
rung“, das Planungsportal des Ministeriums
fur Infrastruktur und Landesplanung (MIL),
der Formularservice des Landes Branden-
burg sowie das Digitale Auskunfts- und Ka-
tasterauszugsportal ,DAKAPQO® des Landes-
betriebes Landesvermessung und
Geobasisinformationen Brandenburg (LGB).
Weitere Anbieter von Verwaltungsportalen
und Verwaltungsleistungen arbeiten derzeit
an der Anbindung des Nutzerkontos, u. a.
auch der kommunale Zweckverband Digitale
Kommunen Brandenburg (DIKOM).

2.1.3. Einheitliches Unternehmenskonto

als Teil des Servicekontos

+;®

a—&

Das Einheitliche Unter-
nehmenskonto ist ein Teil
des sogenannten ,Ser-
vicekontos® im Sinne des
Brandenburgischen E-Government-Gesetzes.
Es ist die zentrale Identifizierungskomponente
fur Unternehmen/Organisationen zu Zwecken
der Inanspruchnahme von Leistungen der Be-
hérden, deren Verwendung fur die Nutzerin-
nen und Nutzer freiwillig ist.

Auf Initiative des IT-Planungsrates wird fur
das in § 2 Absatz 5 OZG definierte Orga-
nisationskonto — nun Einheitliches Unter-
nehmenskonto genannt — eine einheitliche
Lésung entwickelt und zentral fur Bund und
Lander durch Diensteanbieter des Freistaa-
tes Bayern und der Freien und Hansestadt
Bremen Uber ein SelfService-Portal zur Ver-
figung gestellt. Dadurch wird die Voraus-
setzung eines verlasslichen Rahmens fir
die Wirtschaft durch die einheitlich zur Ver-
figung gestellten Mechanismen der elek-
tronischen Kommunikation, Authentifizie-
rung, ldentifizierung und Autorisierung fir
nutzungsberechtigte Stellen und nutzende
Unternehmen/Organisationen  geschaffen.
Die ldentifizierung und Authentifizierung der

Unternehmen/Organisationen erfolgt im Nor-
malfall mittels ELSTER-Zertifikat.

2.1.4. Landesverwaltungsnetz 5.0

(LVN 5.0)

Der Zentrale IT-Dienstleis-
ter (ZIT-BB) betreibt mit
dem Landesverwaltungs-
netz 5.0 eine ausfallsiche-
re, performante und hochverfugbare Netzin-
frastruktur fir die gesamte Landesverwaltung.
Diese wird auch den Kommunen des Landes
Brandenburg zur Verfigung gestellt. So ge-
héren zum Landesverwaltungsnetz u. a. leis-
tungsfahige und abgesicherte Netziibergan-
ge zum Internet und zum Bund Uber ,Netze
des Bundes®, welche nach den Anforderun-
gen des Bundesamtes fiir Sicherheit in der
Informationstechnik betrieben werden.

Der Umbau und die Migration der LVN-Stand-
orte auf das Landesverwaltungsnetz (LVN
5.1) und der damit verbundenen Mindest-
bandbreite von 40 Mbit/s ist bis auf wenige
Ausnahmen abgeschlossen. Um dem tech-
nologischen Fortschritt und den sich damit
verbundenen wandelnden Anforderungen ge-
recht zu werden, fanden in der ersten Halfte
des Jahres die Auftaktgesprache fur ein Pro-
jekt zur Weiterentwicklung und Vergabe des
Landesverwaltungsnetzes LVN 6.0 statt. Mit
dem Auslaufen der Vertrage des LVN 5.0/5.1
zum Ende des Jahres 2025 soll der Verga-
beprozess abgeschlossen sein, so dass eine
Bereitstellung und ein Betrieb des LVN 6.0 ab
2026 sichergestellt ist.

LVN

2.1.5. Elektronische Vergabeplattform

des Landes BB (VMP)
BB (VMP) dient der ein-

heitlichen Abwicklung von

Vergaben fur alle offentlichen Auftraggeber
des Landes Brandenburg einschlief3lich der

Die Elektronische Verga-
beplattform des Landes

13



14

Kommunen und ist der Standard fiir die elek-
tronische Vergabe (E-Vergabe). Die Plattform
ist bereits seit dem 01. Januar des Jahres
2008 online, wird stetig erweitert und verbes-
sert und ist in der heutigen Ausbaustufe fur
alle Vergabearten nutzbar. Sie ist integrativer
Bestandteil des Brandenburgischen Vergabe-
portals.

Zurzeit wird der neue Bekanntmachungs-
service mit dem neuen Standard eForms:DE
in den Vergabemarktplatz integriert. Dieses
Format basiert auf den verpflichtenden Vor-
gaben der EU-Durchflihrungsverordnung zu
elektronischen Vergaben. Die Integration soll
spatestens im 4. Quartal 2023 abgeschlos-
sen sein.

2.1.6. Virtuelle Poststelle der Landesver-

waltung (VPS)

Die Virtuelle Poststelle der
Landesverwaltung (VPS)
ermoglicht sichere und
vertrauliche Kommunikati-
on zwischen Burgerinnen und Birgern sowie
Unternehmen mit der Verwaltung. Dabei bie-
tet sie die Nutzung einer elektronischen Sig-
natur sowie Verschlisselung und stellt zent-
rale Postfacher bereit. Ein wesentliches
Merkmal ist die ,Ende-zu-Ende-Sicherheit",
die durch Funktionalitdten des sogenannten
Online-Services-Computer-Interface (OSCI)
Protokoll (z. B. bei verschiedenen Fachver-
fahren im Meldewesen) realisiert wird. Der
Austausch von OSCI-Nachrichten wird auch
bei der geplanten Registermodernisierung
eine wesentliche Rolle spielen.

2.1.7. Deutsches Verwaltungsdienstver-

zeichnis (DVDV)

Das Deutsche Verwal-
tungsdienstverzeichnis
(DVDV) ist ein zentrales
Verzeichnis mit techni-
schen Verbindungsparametern fir die verwal-

DVDV

tungstibergreifende, sichere Kommunikation
fur Verwaltungen von Bund, Landern und
Kommunen. Es bildet die Basis flir den Da-
tenaustausch verschiedener Fachverfahren
im deutschen Verwaltungsraum. Dazu gehd-
ren u. a. das Meldewesen, Pass- und Aus-
weiswesen, Personenstandswesen sowie
das Auslanderwesen. Mit der anstehenden
Registermodernisierung soll ebenfalls der
Datenaustausch zwischen Fachregistern ge-
wahrleistet werden.

2.1.8. Multikanal-Nachrichtensam-
mel- und -protokollierungsdienst

(,,GMM*®)

Der GMM verarbeitet die
Uber verschiedene Wege
ein- und ausgehenden
elektronischen Nachrich-
ten der Landesverwaltung und Gbernimmt die
zentrale Ver- und Entschlisselung sowie Si-
gnierung und Verifikation der elektronischen
Nachrichten und Inhalte, die an die Zugangs-
systeme der Verwaltung adressiert sind. Die
technische Realisierung erfolgt Uber eine An-
wendung des IT-Planungsrats (Governikus
MultiMessenger (GMM)). Das MIK ist der ent-
sprechenden Entwicklergemeinschaft beige-
treten. Ein verfahrensspezifischer Einsatz er-
folgtderzeitbeiden Verfahren zur E-Rechnung
und zu E-Aufenthaltstiteln.

2.1.9. Elektronisches Identititsmanage-

ment (elD-Service)

Mittels elD-Funktion (elD

= electronic Identity) kon-

a nen sich Blrgerinnen und

Birger bei der Online-Be-

antragung von Verwaltungsleistungen sicher

und eindeutig mit dem Personalausweis oder

dem elektronischen Aufenthaltstitel identifi-

zieren. Derzeit wird die elD per Personalaus-

weis (nPA) bei den Verfahren i-Kfz (Online-
Fahrzeugzulassung) und BAf6G eingesetzt.



2.1.10. Elektronische Bezahlplattform
(ePayBL)

Mittels ePayBL kdénnen

Geblihren- oder Entgelt-
€ forderungen gegentber

Behodrden beglichen wer-
den. Dies stellt bei Nutzung durch alle Behor-
den des Landes eine sinnvolle und kosten-
wirtschaftliche Alternative dar.

Prozesse lassen sich beschleunigen, da die
Einnahmen zeitnah zur Verfligung stehen.
Die Erwartungen der Nutzerinnen und Nutzer
an einfache und sichere ePayment-Losun-
gen steigen stetig an. Durch die zeitliche und
raumliche Unabhangigkeit der Bezahlmdg-
lichkeit erhoht sich ebenfalls die Servicequali-
tat der Verwaltung gegeniiber den Blirgerin-
nen und Burgern sowie Unternehmen. Dazu
ist das MIK im Jahr 2019 der ,EG ePayBL"
(E-Payment-Entwicklergemeinschaft von
Bund und Landern) beigetreten, die die Soft-
ware ePayBL entwickelt bzw. an der Weiter-
entwickelung ePayBL 4.0 arbeitet.

Derzeit wird ePayBL bei dem Verfahren iKFZ
(Online-Fahrzeugzulassung) eingesetzt. Zu-
dem ist es eine durch den IT-Planungsrat be-
schlossene ,Muss“-Komponente eines jeden
0ZG-Verwaltungsportals.

2.1.11. Zentraler Zugang fiir die Nutzung
von De-Mail-Diensten

Das De-Mail-Verfahren hat
sich deutschlandweit nicht
durchgesetzt und wird
nicht mehr angeboten.

=)

De-Mail

2.1.12. Langzeitspeichersystem
Das Langzeitspeichersys-
= tem soll der wirtschaftli-
- Z chen, auf Dauer ausge-
richteten  Aufbewahrung
und Archivierung elektronischer Daten der
Verwaltung nach Ablauf bestimmter Fristen

L]

dienen und baut auf (fast) alle anderen Basis-
komponenten aufgrund der erforderlichen
Speicherungsnotwendigkeiten auf. Diese Ba-
siskomponente befindet sich in der Projekt-
phase, derzeit laufen die entsprechenden
Ausschreibungen.

Weitere Informationen zu den IT-Basiskompo-
nenten und den Umsetzungsstanden sind auf
https.//ozg.brandenburg.de/ozg/de/ zu finden.

2.2. Bereitstellung der E-Verwaltungsak-
te als IT-Querschnittskomponente
(EL.DOK)

Ab dem 1. November des Jahres 2024 fihren
die Behdrden des Landes gemal § 7 Absatz
1 des Brandenburgischen E-Government-
Gesetzes Akten grundsatzlich elektronisch.
Das System EL.DOK ist als Landesstandard
zur E-Aktenhaltung sowie E-Vorgangsbe-
arbeitung definiert. Es wurde in einer inter-
ministeriellen Arbeitsgruppe aufgebaut und
befindet sich in steter ressortlibergreifender
Fortentwicklung.

Seit Mitte des Jahres 2022 werden die obers-
ten Landesbehorden in die neue, insbeson-
dere unter Gesichtspunkten der Barrierefrei-
heit wesentlich weiterentwickelte, Version
EL.DOK 2.0 Uberfihrt. Alle bisherigen Mig-
rationen verliefen erfolgreich. Die Planun-
gen sehen einen Abschluss der Arbeiten bis
Ende des Jahres 2023 vor. Auch kénnen die
Ressorts auf Basis des seinerzeitigen Einflh-
rungsbeschlusses von EL.DOK entscheiden,
das System auch in ihren nachgeordneten
Bereichen einzuflhren.

Im Anschluss an die erfolgreiche Einflihrung
der allgemeinen Verwaltungsakte sind umfas-
sende Funktionserweiterungen und auch die
Einfihrung spezieller Aktentypen — etwa der
E-Personalakte oder der E-Fordermittelakte
geplant. Mit Hilfe von Standardschnittstellen
sollen dann auch Fachverfahren angebun-
den, Akten automatisch ausgesondert oder
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der behdrdenubergreifende Austausch von
Akten realisiert werden konnen.

2.3. IT-Infrastruktur des Brandenburgi-
schen IT-Dienstleisters (ZIT-BB)

Der Prozess der Zentralisierung der IT der
Landesverwaltung Brandenburgs beim Bran-
denburgischen IT-Dienstleister (ZIT-BB) wurde
durch das Organisationsprojekt Uberleitungen
im Jahre 2009 mit dem Ziel begonnen, die
IT-Infrastrukturen der Landesbehdrden sowie
die ressortlibergreifenden Fach- und Quer-
schnittsverfahren konsequent zu bindeln und
zu standardisieren, um allen Landesober-
behdrden sowie nachgeordneten Behdrden,
Einrichtungen und Landesbetrieben eine leis-
tungsfahige, sichere, serviceorientierte und
datenschutzkonforme technische- und Netz-
infrastruktur zur Verfligung zu stellen.

Seit Gruindung des Brandenburgischen IT-
Dienstleisters wurden alle Landesoberbehdr-
den und eine Vielzahl von nachgeordneten
Behodrden, Einrichtungen und Landesbetrie-
ben in die zentrale IT-Betreuung des ZIT-BB
Ubergeleitet. Die einzelnen Uberleitungspro-
zesse und die sich anschlieRenden Migra-
tionsprojekte bedeuten fiur die betreffenden
Behdrden und den ZIT-BB einen erhéhten Ar-
beitsaufwand und sind sehr personalintensiv,
was eine vertrauensvolle und professionelle
Zusammenarbeit aller Beteiligten erfordert.

So wurde aktuell der Landesrechnungshof,
als oberste Landesbehérde und unabhangi-
ges Organ der Finanzkontrolle, auf eigenen
Wunsch erfolgreich in die zentrale IT-Betreu-
ung des ZIT-BB ubergeleitet. Aufgrund der
sehr kooperativen Zusammenarbeit konnte
innerhalb von zweieinhalb Jahren der Uber-
leitungsprozess mit anschlielendem Migra-
tionsprojekt (Migration des Filesystems und
der IT-Verfahren, Technik-Rollout der Clients,
Monitore, Notebooks, optionale Software,
Sondersoftware, Konzepte, Servicevereinba-
rungen, Tests, Lessons Learned) Ende Juni
des Jahres 2023 erfolgreich abgeschlossen

werden.

Auch die IT-Infrastruktur des Brandenburgi-
schen Landesbetriebes flr Liegenschaften
und Bauen (BLB) wurde in den zurlickliegen-
den Monaten erfolgreich in die Betreuung
des ZIT-BB Ubergeleitet und migriert. Die
groRen Herausforderungen bestanden u. a.
darin, dass im Rahmen der Migration landes-
weit 31 Standorte des BLB mit neuer Hard-
ware (PC-Technik) auszustatten waren und
die Softwarearchitektur dem Landesstandard
angepasst werden musste. Diesen Malinah-
men ging eine lange Planungs- und Abstim-
mungsphase voraus, bei der vor allem die Zu-
ordnung der Beschaftigten zu den jeweiligen
Einsatzstandorten und Anforderungen an die
Bereitstellung von Sondersoftware im Vorder-
grund standen. Auf Basis dieser intensiven
Vorbereitungen konnte der Client-Rollout ef-
fizient und erfolgreich durchgefihrt werden.

Aktuell findet im Rahmen des Uberleitungs-
prozesses der IT-Infrastruktur der Landes-
hauptkasse zum ZIT-BB ein Migrationsprojekt
statt, das im November des Jahres 2023 ab-
geschlossen sein soll.

Bis zum Jahr 2028 ist geplant, dass die noch
ausstehenden sieben Behdrden, Einrichtun-
gen und Landesbetriebe in die IT-Betreuung
des ZIT-BB ubergeleitet werden.

2.4. Forderung der Smart Village App

Die Smart Village App ist ein Open Source
Projekt, das im Rahmen der Digitalisierungs-
strategie des Landes Brandenburg mit der
Pilotkommune Bad Belzig im Jahr 2019 ent-
standen ist. Seitdem wird die App um Schnitt-
stellen zu anderen Systemen und Funktio-
nen, federfiihrend durch die Stadt Bad Belzig,
in Zusammenarbeit mit anderen ,Smart Villa-
ge Kommunen® erweitert. Die nachnutzenden
Kommunen kénnen sich nach dem ,Baukas-
tenprinzip® ihre App selbst zusammenstellen.

Die durch die Staatskanzlei und das MIK
geférderte Smart Village App in Bad Belzig



ist am 13. August des Jahres 2019 an den
Start gegangen. Seitdem konnte das Produkt
Smart Village App in weiteren 22 Brandenbur-
ger Kommunen mit der Férderung durch das
MIK eingefuhrt werden. Der Landkreis Havel-
land bleibt weiterhin in der Rolle des Vorrei-
ters, der die App flir den gesamten Landkreis
mit allen angehérigen Gemeinden (Mandan-
ten) bereitstellen will. Um im Sinne des Mo-
dellvorhabens ,Smarte LandRegionen® die
Digitalisierung in der Flache des Landes vo-
ranzutreiben, ist die App so konzipiert, dass
eine Nachnutzung durch andere Kommunen
(Open Source Code) gewahrleistet ist. Seit
April des Jahres 2020 kann auf Antrag eine
Foérderung zur Nachnutzung der Smart Villa-
ge App in Hohe von bis zu 20.000 Euro beim
MIK gestellt werden. Damit soll der Einstieg
in digitale Strukturen in der Flache vorange-
trieben werden. Mit der App werden digitale
Anwendungen und Dienstleistungen zusam-
mengefasst, jedoch bleibt die Regionalitat
und Anpassung auf die jeweiligen Bedurfnis-
se der Kommune erhalten.

Weitere Fordermittel des MIK flieRen in die
Weiterentwicklung der Smart Village App.
Hierzu besteht seit dem Jahr 2019 eine Ko-
operationsvereinbarung zwischen der Stadt
Bad Belzig und dem MIK. Im vergangenem
Jahr wurden technische Funktionen, wie
»Single Sign on“ unter der Nutzung der OZG-
Basiskomponente ,BundID* mit Férdermitteln
umgesetzt.

Fur die Jahre 2023 und 2024 sind weiterhin
jahrlich 50.000 Euro fir die Foérderung der
Weiterentwicklung sowie jahrlich 100.000
Euro fur die Nachnutzung der Smart Village
App im Landeshaushalt eingeplant. Ein gro-
Rer Vorteil ist die Vernetzung der Kommunen
untereinander. Bereits entwickelte Funktionen
der App kénnen aufgrund des Open Source-
Angebotes durch alle Netzwerkteilnehmer
des Smart Village-Verbundes Ubernommen
sowie neue Anforderungen gemeinsam im
Verbund ausgearbeitet werden.

Die Smart Village App bildet ein umfassendes
Servicepaket in der Kommunikation zwischen
Blrgern und Kommune ab, dessen Potenziale
bei Weitem noch nicht ausgeschdpft sind. Die
App unterstltzt den Einstieg bei der Digitali-
sierung von Verwaltungsleistungen mit einer
soliden Basis, mit der die wichtigen Bausteine
kommunalen Lebens unter Berlicksichtigung
der lokalen Gegebenheiten unter einem digi-
talen Dach integriert sind.

[BlA% L]
3
O3

https.//smart-village.app/

Informationen zur Smart
Village App

Informationen zur
Férderung

https://ozg.brandenburg.de/ozg/de/vernetzung/
modellkommunen/
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Open Data in Brandenburg

Unter Open Data bzw. offenen Verwaltungs-
daten verstehen wir, dass in den Behoérden
des Landes Brandenburg bereits vorhandene
oder zu erhebende strukturierte und maschi-
nenlesbare Daten ,by default®, also standard-
mafig so veroffentlicht werden, dass sie von
jeder Person genutzt, weiterverbreitet und
weiterverwendet werden durfen. Die Bereit-
stellung offener Daten durch die Verwaltung
kann innovative Wertschopfung auf unter-
schiedlichen Ebenen erzeugen: ob nun in
Wirtschaft, Wissenschaft oder fir mehr de-
mokratische Teilhabe und Transparenz. Auch
Verwaltungen kdénnen von Daten profitieren,
indem sie Datensatze nutzen, um evidenz-
basierte Entscheidungen zu treffen. Zudem
kénnen sie von innovativen Dienstleistungen
und Produkten Dritter, die durch die Freigabe
ihrer Daten entstehen, Nutzen ziehen.

3.1. Entwicklung einer Offenen-Daten-
Strategie des Landes Brandenburg

Die Landesregierung formuliert in ihrem Ko-
alitionsvertrag den Willen, die Grundlage fur
eine weitreichende Verdffentlichung von Ver-
waltungsdaten legen zu wollen. Als Ausgangs-
punkt sollte eine Offene-Daten-Strategie fir
das Land Brandenburg erarbeitet werden, die
MafRnahmen eines Open (Government) Da-
ta-Implementierungsprozesses skizziert, um
kiinftig eine weitreichende Veroffentlichung
nachnutzbarer, nicht personenbezogener
und nicht sensibler Verwaltungsdaten zum
Wohle der Allgemeinheit realisieren zu kon-
nen. In konstruktiver, ressortibergreifender
Zusammenarbeit und unter Beachtung der
Vorstellungen flankierender Beschllisse des
Landtags konnten unterschiedliche Exper-
tisen, Erfahrungen und Erwartungen sowie
Arbeitsentwdrfe in einer Offenen-Daten-Stra-
tegie des Landes Brandenburg konsolidiert
werden. Die Strategie wurde am 2. Mai 2023
durch die Landesregierung verabschiedet
und ist auf mik.brandenburg.de online abruf-

bar und/oder bestellbar. Konkrete Mal3nah-
men befinden sich bereits in der Umsetzung.

So ist der Grundsatz ,open by default® — also
die standardmafige Offenheit strukturierter
Daten in den Landesbehdérden — zentrales
Prinzip der Strategie. Kinftig soll die Daten-
veroffentlichung nicht mehr nur die Ausnahme
sein, sondern zur Regel werden. Dies erfor-
dert einen Kultur- und Bewusstseinswandel
sowie eine erhdhte Kompetenz im Umgang
mit verdffentlichungsfahigen Datenséatzen der
Landesverwaltung. Aus diesem Grund wur-
den Open-Data-Beauftragte in allen obersten
Landesbehdrden benannt, die sich Uber einen
fortwahrenden Open-Data-Kompetenzaufbau
perspektivisch zu ,Datennutzbeauftragten®
entwickeln kénnen. In dieser Funktion wirken
sie als zentrale Ansprechpersonen, Berate-
rinnen und Berater und Wissensmultiplikato-
ren einerseits fir Datenbereitstellende in ihrer
Organisation sowie andererseits gleichfalls
fur Datennutzende z. B. aus Wirtschaft, Wis-
senschaft, Politik oder der Verwaltung selbst.
Um den Aufbau der Datenkompetenz zu for-
dern, wurde ein regelmaRiger Netzwerkaus-
tausch der Open-Data-Beauftragten initiiert.
Die Auftaktsitzung fand am 06. September
2023 statt.

Zusatzlich wurden und werden Schulungsan-
gebote geschaffen, um fir Chancen der Da-
tennutzung auch Uber die Grenzen der eige-
nen Fachlichkeit hinaus zu werben, Impulse
zu setzen und Beschéaftigte der Verwaltung
zu befahigen, ganzheitlich open-data-kon-
form zu agieren. Um die Einladung des Lan-
des an Kommunen zur aktiven Mitwirkung im
Open Data Prozess zu unterstreichen wurden
bspw. in einer mehrmoduligen Schulung zum
Thema ,Datensouveranitat* kommunale Fih-
rungskrafte adressiert. Eine Schulung fiir die
Open-Data-Beauftragten der Landesverwal-
tung und weitere Interessierte befindet sich in
Vorbereitung.



3.2. Zweites Gesetz zur Anderung des
Brandenburgischen E-Government-
Gesetzes

Am 18. Juli 2023 hat das Landeskabinett den
Entwurf fiir ein Zweites Gesetz zur Anderung
des Brandenburgischen E-Government-Ge-
setzes beschlossen. Dieses enthalt weitere
Verbesserungen zum Ausbau der digitalen
Verwaltung im Land Brandenburg. Kern-
regelungen bilden Bestimmungen zur Fort-
entwicklung des Open-Data-Angebots der
Behorden im Land Brandenburg, mit denen
gleichermalRen dem Koalitionsvertrag der
Regierungsparteien fur die laufende Legisla-
turperiode und den Aufforderungen des Land-
tages an die Landesregierung zur Entwick-
lung gesetzlicher Open-Data-Regelungen
Rechnung getragen wird. Insbesondere wird
mit der Bereitstellung des Landesmetadaten-
portals ,Datenadler Brandenburg® fur die Lan-
desbehoérden und Kommunen die Méglichkeit
geschaffen, ihre Daten als offene Daten auf
Grundlage freier Lizenzen fiir die Offentlich-
keit zur Verfigung zu stellen. Ab dem Jahr
2025 sollen sie durch eine neu einzurichten-
de Informations- und Beratungsstelle fach-
lich unterstutzt werden. Daneben werden
durch die Ubernahme der Regelungen des
Onlinezugangsgesetzes zur elektronischen
Bekanntgabe von Verwaltungsakten und zur
Verwendung des ESLSTER-Verfahrens bei
Authentifizierung am OZG-Organisations-

konto weitere rechtliche Voraussetzungen fur
die medienbruchfreie elektronische Durch-
fuhrung landesgesetzlich geregelter Ver-
waltungsverfahren geschaffen. Schlief3lich
enthalt das Gesetz zusatzliche Optimierun-
gen im Bereich des Datenschutzes, der
E-Aktenhaltung sowie der elektronischen
Bereitstellung amtlicher Mitteilungen und Be-
kanntmachungen.

3.3. DatenAdler

Der DatenAdler ist das brandenburgische
Open-Data-Portal und biindelt offene Daten
des Landes. Auch die brandenburgischen
Kommunen kénnen den DatenAdler kosten-
los fur die Bereitstellung ihrer offenen Da-
ten nutzen. Die Anzahl der Datensatze und
Datenservices ist im Jahr 2023 auf 10.500
gestiegen. Bereits erfasste Datenbesténde
umfassen u. a. Baufertigstellungen, Studie-
rendenstatistiken, Kliniken und Beratungs-
stellen sowie viele andere Fachdaten wie
etwa Behdrden- und Kommunalverzeich-
nisse. Automatisierte Schnittstellen aktuali-
sieren regelmafig die Daten aus den bereit-
gestellten Datenquellen. Vom DatenAdler
bereitgestellte Daten werden automatisch an
das Open-Data-Portal des Bundes govdata.
de weitergeleitet. Wie im vergangenen Jahr
nimmt Brandenburg den Platz 3 im Ranking
der Bundesléander auf dem GovData-Portal
bei der Bereitstellung von Datensatzen ein.
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Aktuell ist die Bedrohungslage im Cyber-
Raum sehr angespannt und bewegt sich auf
einem sehr hohen Niveau. Das bestatigt auch
der verdffentliche Lagebericht zur IT-Sicher-
heit in Deutschland 2022 des Bundesamtes
fur Sicherheit in der Informationstechnik (BSI)
mit der Kernbotschaft: ,Die Gefahrdungslage
im Cyber-Raum ist so hoch wie nie.“ Es ist
davon auszugehen, dass sich die Gefahr-
dungslage im Cyber-Raum weiter zuspitzt
und es langfristig zu einer Verscharfung von
Cyberangriffen kommen wird. Umso wichti-
ger ist es, dass Cyber- und Informationssi-
cherheit permanent gestarkt und auf einem
héchstmdglichen Schutzniveau gewahrleistet
werden.

Auch das Computersicherheits-Ereignis- und
Reaktionsteam (CERT) des Landes Branden-
burg verzeichnet verschiedene Bedrohungen
zum Beispiel durch Schwachstellenscans,
Versuche zu Distributed-Denial-of-Servi-
ce-Angriffen (DDoS-Angriffe) und Attacken
auf Webdienste der offentlichen Verwaltung
in Brandenburg. Ransomware (Schadpro-
gramme, die auf die Blockade des Compu-
tersystems oder die Verschllisselung der
Betriebs- und Nutzerdaten abzielen - Ldse-
gelderpressung) bleibt weiterhin die Haupt-
bedrohung sowohl fiir Unternehmen, als auch
zunehmend fur die 6ffentliche Verwaltung.

Um der Bedrohungslage effizient zu begegnen,
hat das CERT-Brandenburg folgende Mal3nah-
men zur Starkung der IT-Sicherheit initiiert:

m Einrichtung einer 24/7 CERT Hotline zur
Entgegennahme von Anrufen,

m Modernisierung der Einbruchserkennung,

m Entwicklung eines Firewall-Revisions-

Tools,

m Implementierung einer neuen Sicherheits-
technik zur Abwehr von automatisierten
Angriffen,

m Ausbau des
ments,

Schwachstellenmanage-

IT- und Informationssicherheit

m Aufbau einer internen und interdisziplina-
ren Arbeitsgruppe zur gemeinsamen lden-
tifizierung und Bewertung von Gefahren,

m Initiierung eines Security Incidents Event
Managements (SIEM) im Brandenburg-
Paket.

Das CERT-Brandenburg unterstutzt die Kom-
munen bei der Gewahrleistung der Cyber- und
Informationssicherheit und hat die Zusam-
menarbeit und Beratung mit der kommunalen
Ebene intensiviert und ausgebaut. So wird u.
a. ein gemeinsamer AK ,operative IT-Sicher-
heit* von Land und Kommunen eingerich-
tet. Mit den kommunalen Spitzenverbanden
werden Ubergreifende CERT-Prozesse und
Meldewege abgestimmt und Uberarbeitet so-
wie Ubergreifende Unterstlitzungsleistungen
durch das CERT-Brandenburg Uber das Kom-
munale Anwendungszentrum (KAZ) initiiert.

Das CERT-Brandenburg erwartet eine erheb-
lich steigende Anzahl von Cyberangriffen auf
die offentliche Verwaltung fir das Jahr 2023
und die Folgejahre. Dabei ist festzustellen,
dass die Angriffsmuster schneller wechseln
und dynamisch sind. Aufgrund des Voran-
schreitens verbesserter Methoden im Bereich
der kinstlichen Intelligenz (KI) rechnet das
CERT mit einer stark zunehmenden Dynamik
von Cyberangriffen. Deshalb wird u. a. der
weitere Ausbau eines CERT eigenen Lage-
zentrums angestrebt.

4.1. Neufassung der Informationssi-
cherheitsleitlinie

Die bestehende Leitlinie fur Informationssi-
cherheit in der Landesverwaltung Branden-
burg ist veraltet und bedarf einer Neufassung.
Insbesondere das in dieser Leitlinie abgebil-
dete Regelwerk im Zusammenspiel mit ande-
ren Regelungen ist erneuerungsbedurftig.

Mit der ,Leitlinie fur die Informationssicherheit
in der Landesverwaltung Brandenburg und
der Justiz“ (,Informationssicherheitsleitlinie,
kurz ,ISLL®) reagiert das MIK auf diesen Sta-



tus quo und die unter Punkt 4 beschriebenen
Dynamiken und konkretisiert die vom IT-Pla-
nungsrat verabschiedete allgemeine ,Leitlinie
fur die Informationssicherheit in der o6ffentli-
chen Verwaltung® und deren Umsetzungs-
planung in der jeweils gltigen Fassung.
Ziel der ISLL ist es, durch eine ressortiber-
greifende Sicherheitskoordinierung und res-
sortiibergreifende Regelwerke, die Erflllung
der Sicherheitsziele der Landesverwaltung
und Justiz auf dem vom IT-Planungsrat ver-
pflichtend fur die Lander vorgesehen Niveau
zu gewahrleisten. Die Leitlinie beschreibt den
Aufbau und den Betrieb eines zentral koor-
dinierten, ressortibergreifenden Informa-
tionssicherheitsmanagementsystems (ISMS)
in enger Anbindung an die fur Informations-
sicherheit jeweils zustédndigen Behdrdenlei-
tungen. Durch die Informationssicherheits-
leitlinie soll sichergestellt werden, dass weiter
dem jeweiligen Schutzzweck angemessene
und dem Stand der Technik entsprechende
SicherheitsmafRnahmen ergriffen werden, um
die Ziele der Vertraulichkeit, Integritat und der
Verflgbarkeit abzusichern.

Die bestehende Leitlinie fiir Informations-
sicherheit in der Landesverwaltung Bran-
denburg sieht ein veraltetes Regelwerk vor,
welches die Organisationsstrukturen fir IT-
Sicherheit den Organisationstrukturen fur IT
unterordnet. Insbesondere wurde dies — zu
Recht — vom Landesrechnungshof (LRH) als
anderungsbedirftig angesehen. IT-Sicherheit
und Digitalisierung sind unabhangig vonein-
ander aufzustellen, so dass IT-Betriebsbe-
dirfnisse nicht zu Lasten der Anforderungen
an die IT-Sicherheit geregelt werden kénnen.
Der Ausschuss fur Haushaltskontrolle (AHK)
hat zudem erbeten, die Organisationsstruk-
turen so anzupassen, dass sie den Anforde-
rungen des IT-Planungsrates geniigen. So
werden sowohl vom LRH, als auch vom AHK
konkrete Empfehlungen definiert, die vom
MIK geteilt werden.

Der Entwurf der Leitlinie — als die wesent-

lichste Malinahme zur Beibehaltung der
landesweiten IT-Sicherheit — folgt damit den
berechtigten Empfehlungen des Landesrech-
nungshofes, die IT-Sicherheitsbeauftragten
organisatorisch unabhangig von den RIOs
der Ressorts und dem RIO-Ausschuss zu
stellen und ein Uber-/Unterordnungsverhalt-
nis zwischen den jeweiligen Funktionstra-
gerinnen und Funktionstragern auszuschlie-
3en. Dieser Forderung stimmen sowohl der
AHK in seinem Beschluss vom 28. April des
Jahres 2022, als auch das MIK ausdriicklich
zu. Mit Blick auf den derzeitigen Diskussions-
prozess unter den Ressorts bemuht sich das
MIK weiterhin um eine L&sung hinsichtlich
dieser wichtigen und dringlichen Thematik.

Als Ergebnis dieses intensiven Arbeitspro-
zesses mit den Hausern konnte ein aus
Sicht des MIK gelungener Wortlautentwurf
gefunden werden, der auch den Anforderun-
gen des LRH und des AHK gerecht wird. Fur
diesen Entwurf wurde auf Grundlage der Be-
grindung zu § 13 BbgeEGovG dem RIO-Aus-
schuss die Gelegenheit zur Stellungnahme
mit Frist bis Ende August 2023 geboten. Die
Stellungnahmen werden derzeit ausgewertet
(Stand 08.09.2023).

4.2. Weitere MaRnahmen

In der Landesverwaltung wurde auf Initiative
des MIK ein Kennzahlensystem entwickelt,
welches die strukturelle Informationssicher-
heit vermessen soll. Dieses Kennzahlensys-
tem differenziert zwolf Themengebiete und
strebt an, alle Behoérden und Einrichtungen
des Landes jahrlich einer Vermessung hin-
sichtlich anzustrebender Erflllungszustande
zu unterziehen. Die bereits erfassten Kenn-
zahlen zeigen weiter gro3e Verbesserungs-
potenziale in der Informationssicherheit auf
Behdrdenebene auf, gleichwohl in acht The-
mengebieten leichte Fortschritte zu verzeich-
nen sind. DarUber hinaus wird seitens des
MIK angestrebt, Sicherheitsrevisionen in den
Behorden unter der Federfuhrung der jeweili-
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gen IT-Sicherheitsbeauftragten der Ressorts
zu initiieren. Fur die Unterstiitzung des MIK
im Themengebiet IS-Revisionen konnte ein
externer Dienstleister gewonnen werden. Die
dabei zu gewinnenden Erkenntnisse sollen in
die jeweiligen Berichte einflieRen und den Be-
hordenleitern ermdglichen, auf etwaig zu tref-
fende MalRnahmen entsprechende Schwer-
punkte zu setzen.

Daruber hinaus beabsichtigt das MIK eine
Cybersicherheitsstrategie  als

nachsten

Schritt nach einer erfolgreichen Neufassung
der ISLL zu entwerfen. Gegenstand dieser
Cybersicherheitsstrategie  werden insbe-
sondere Aspekte der Informationssicherheit
aullerhalb der Landesverwaltung — wie zum
Beispiel Informationssicherheit im kommuna-
len Raum, Abwehr von Wirtschaftsspionage
sowie Abwehr von Cyberkriminalitat.




5.1. IT-Planungsrat

Der IT-Planungsrat ist das auf Grundlage von
Art. 91 ¢ GG eingerichtete zentrale Gremium
von Bund und Landern zur Steuerung der
Zusammenarbeit in der Informationstechnik.
Der IT-Beauftragte der Landesregierung ver-
tritt gemaf § 13 Abs. 2 Nr. 1 BBgEGovG das
Land Brandenburg im IT-Planungsrat.

Im IT-Planungsrat sind alle Lander und der
Bund vertreten unter jahrlich wechselndem
Vorsitz. Die diesjahrige Leitung hat das Bun-
desland Hessen, wahrgenommen durch des-
sen CIO Herrn Staatssekretar Patrick Burg-
hardt.

Uber die Schwerpunkte seiner Arbeit im ver-
gangenen Jahr und die anstehenden Aufga-
ben und Herausforderungen im Jahr 2023
informiert der IT-Planungsrat in seinem Jah-
resbricht 2022. Schwerpunktsetzend werden
folgende Inhalte des Berichts herausgestellt:

Die politischen und fachlichen Herausforde-
rungen im vergangenen und in diesem Jahr
haben die foderale Zusammenarbeit im IT-
Planungsrat insgesamt verstarkt. Die Umset-
zung des Onlinezugangsgesetzes (0ZG), der
Angriffskrieg in der Ukraine und die Corona-
Pandemie pragten die Arbeit des Gremiums,
das die Entwicklungen auch nutzte, um sich
strategisch und strukturell neu auszurichten.

https://www.it-planungsrat.de/fileadmin/
beschluesse/2023/Beschluss2023-14_Jahresbericht.pdf

Im Rahmen einer Klausurtagung hat der IT-
Planungsrat einen Reformprozess seiner
Strukturen angestofRen. Der Endspurt bei der
0OZG-Umsetzung im Jahr 2022 hat gezeigt,
dass die féderale Kooperationsstruktur ver-
bessert und die AGR (Anstalt des 6ffentlichen
Rechts) FITKO (Fdderale IT-Kooperation)
als Arbeitsmuskel gestarkt werden mussen.
Das Gremium hat dabei einen Steuerungs-
kreis als strategisches Gremium eingefiihrt,
ein Programm zur Verstarkung der Zusam-
menarbeit mit den Fachministerkonferenzen
angestollen und sich auf finf mehrjahrige

Arbeit in den Gremien

Schwerpunktthemen verstéandigt:

m Digitale Infrastruktur
e Cloud-Transformation

Digitale Transformation

* Digitale Kompetenzen, Aus- und Wei-
terbildung des eigenen Personals

* Abbau gesetzlicher Hemmnisse

* Standardisierung

* Automatisierung

Digitale Anwendungen

* Weiterentwicklung OZG

» Starkung von Nachnutzung/EfA und Ko-
operationen

* Umsetzung SDG

* Fdderale IT-Architektur

m Datennutzung und Datenschutz
* Registermodernisierung
* Once-Only

m Informationssicherheit

Die funf mehrjahrigen Schwerpunktthemen
spiegeln aktuelle Trends sowie strategische
Fragen der foderalen Verwaltungsdigitalisie-
rung wider, bindeln Einzelthemen Uber die
einjahrige Amtszeit der wechselnden Vorsit-
zenden hinaus und fokussieren ein gemein-
sames Ziel.

Priorisierung von ,,Einer fiir Alle“- (EfA)-
Leistungen

Bund und L&nder haben sich gemeinsam
verpflichtet, 35 besonders wichtige OZG-
Leistungen fur die EfA-nachnutzungsfahige
Bereitstellung bzw. in der flachendeckenden
Nachnutzung zu priorisieren. Die Priorisie-
rung konnte im Jahr 2022 jedoch noch nicht
die gewtiinschte Wirkung entfalten. Die meis-
ten dieser OZG-Leistungen sind zwar mittler-
weile EfA-fahig verfigbar, konnten jedoch in
vielen Fallen noch nicht bzw. nur teilweise
flachendeckend ausgerollt werden. Daher
arbeiten Bund und Lander im Jahr 2023 wei-
ter gemeinsam daran, insbesondere die prio-
risierten Leistungen zlgig umzusetzen und in
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die Flache zu bringen.

In einer Sondersitzung im August des Jahres
2022 beschloss die Abteilungsleiterrunde des
IT-Planungsrats ein gemeinsames Kosten-
und Preismodell fiir die Nachnutzung von EfA-
Onlinediensten, um den dauerhaften Betrieb
von EfA-Lésungen zu beférdern. Schlieflich
aktualisierten Bund und Lander in der Ab-
teilungsleiterrunde im November des Jahres
2022 die EfA-Mindestanforderungen. Die An-
derungen betreffen u. a. die Verwendung der
standardisierten Bezahldienstschnittstelle,
die Ubermittlung von Antragsdaten via FIT-
Connect und den elektronischen Marktplatz
fur EfA-Leistungen als weitere rechtliche
Nachnutzungsmoglichkeit.

Elektronischer Marktplatz fiir EfA-Leistun-
gen

Ein entscheidender neuer Ansatz zur Umset-
zung des EfA-Prinzips ist der Aufbau eines
elektronischen Marktplatzes durch govdigital
eG, einer Genossenschaft von IT-Dienstleis-
tern aus Bund und Landern. Die Marktplatz-
infrastruktur soll anbieteroffen, nachhaltig
und unter Verwendung von Standards einen
Ebenen uUbergreifenden Austausch von IT-
Leistungen ermoglichen, besonders fir Kom-
munen.

Once-Only-Prinzip bei der Registermoder-
nisierung

Die Modernisierung der Register wird nach
dem Once-Only-Prinzip die sichere Nutzung
digitaler Nachweise fiir Blirgerinnen und Bir-
ger sowie fur Unternehmen vereinfachen, da
die Behorden diese dann, sofern gewtinscht,
untereinander austauschen kdnnen. Nach-
weisfreie Verwaltungsleistungen werden eine
splrbare Erleichterung fur die Nutzerinnen
und Nutzer sein. Hierflir ist eine verknipfte
Registerlandschaft notwendig. Der IT-Pla-
nungsrat hat die Programmplanung der Ge-
samtsteuerung Registermodernisierung samt
Meilensteinen bis 2025 beschlossen und im
Juli 2023 umfassend aktualisiert. Diese sieht

u. a. vor, dass die notwendigen technischen
Komponenten fiir eine verkniipfte Register-
landschaft bis 2024 aufgebaut und priorisier-
te Register ab dem Jahr 2025 angebunden
werden.

Zentrales Biirgerpostfach

Zur Weiterentwicklung einer leistungsfahi-
gen OZG-Infrastruktur hat der IT-Planungsrat
im Marz des Jahres 2022 ein zentrales Bur-
gerpostfach beschlossen. Der Beschluss ist
ein wichtiger Schritt, zentrale Komponenten
— insbesondere die Nutzerkonten von Bund
und Landern — verstarkt zu bundeln.

First-Level-Supportfunktion der 115 im
OZG-Kontext

Bei der OZG-Umsetzung sieht der IT-Pla-
nungsrat die Behdrdennummer 115 als eine
wichtige Kommunikationsader fur Staat, Wirt-
schaft und Gesellschaft vor. Deshalb hat der
IT-Planungsrat die 115 gebeten, den Ausbau
der Beauskunftung zu OZG-Leistungen nach
dem EfA-Prinzip im Zuge der Weiterentwick-
lung der 115 zu priorisieren. Der vollstdndige
Jahresbericht des IT-Planungsrats und seiner
A6R FITKO kann aufgerufen werden unter:

https.//www.it-planungsrat.de/publication/Jahresbericht
IT-PLR_FITKO 2022 23 barrierefrei.pdf

Kommunalpakt

Die Erfahrungen der letzten beiden Jahre
haben gezeigt, dass die EfA-Umsetzung ei-
nige Herausforderungen in organisatorischer,
technischer, (verfassungs-) rechtlicher und
finanzieller Dimension an Leistungserbringer
und nachnutzende Lander und Kommunen
stellt. Daher bedarf es besonderer gemein-
samer Anstrengungen im Rahmen der jewei-
ligen Zustandigkeit, um die OZG-Umsetzung
auch auf kommunaler Ebene zu bewaltigen
und den Weg zu einer dauerhaften und nach-
haltigen Verwaltungsdigitalisierung zu ebnen.

Der IT-Planungsrat hat in seiner Sitzung am
4. Juli 2023 einen Kommunalpakt verabschie-
det, der zur Intensivierung des Roll-Outs der
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kommunalen Fokusleistungen mit dem Ziel
der flachendeckenden Verfligbarkeit dient
und dabei einen Impuls fir die durchgehen-
de Digitalisierung (Anbindung Fachverfahren
an die Antragslosungen) setzen soll. Damit
sollen weitere Effizienzgewinne fur die kom-
munalen Vollzugsbehdrden realisiert und die
Zusammenarbeit in diesem Bereich vertieft
werden.

Zu den vereinbarten Malnahmen des Kom-
munalpakts zahlen u. a.:

m die Forcierte Pilotierung des EfA-Roll-Outs;
dabei Identifikation von ,First Mover“/Pilot-
kommunen durch Kommunale Spitzenver-
bande

m MalRnahmen der Kooperationspartner auf
Landesebene, u. a. Starkung der Vernet-
zung und Einbindung der kommunalen
Ebene; Unterstitzungs- bzw. ,Roll-in“
Strukturen auf- und ausbauen bzw. auf die
Bedurfnisse der Kommunen ausrichten

m Malnahmen der Kooperationspartner als
Themenfeld-Federflihrer der kommuna-
len Fokusleistungen (z. B. Einrichtung von
Roll-Out-Teams)

Anderung des IT-Staatsvertrags

Die Erfahrungen aus der Corona-Pandemie
haben die Notwendigkeit des gemeinsamen
landeriibergreifenden Handelns und einer
wechselseitigen Anschlussfahigkeit der in-
formationstechnischen Infrastruktur der deut-
schen Verwaltungslandschaft im Bereich der
Digitalisierung verdeutlicht.

Die Komplexitat sowohl der Themen selbst
als auch die Vielzahl unterschiedlicher stra-
tegischer Interessen erfordern eine starke
Steuerungs- und Entscheidungsrolle des IT-
Planungsrates sowie einen flexiblen und agi-
len Unterbau, die AGR FITKO, als operativen
Arm der politischen Ebene.

Der IT-Planungsrat hat daher Malinahmen
abgeleitet und Vorschlage fiir eine Neuaus-

richtung der Finanzierungsmodalitdten der
AOGR FITKO sowie die Starkung des foderalen
Architekturmanagements und der Standardi-
sierung erarbeitet. Gestiitzt auf darauf aufset-
zende Beschlisse der Besprechungen des
Bundeskanzlers mit den Regierungschefin-
nen und Regierungschefs der Lander (MPK)
hat er in seiner Sitzung am 4. Juli 2023 einen
Entwurf zur Anderung des IT-Staatsvertrags
verabschiedet mit dem Ziel, den Anderungs-
vertrag in der MPK am 30. November 2023
unterzeichnen zu lassen. Eine entsprechen-
de Kabinettvorlage fur die Landesregierung
befindet sich derzeit in Abstimmung.

https://www.it-planungsrat.de/beschluss/
beschluss-2023-25

Weitere Informationen zum IT-Planungsrat
und seinen Entscheidungen sind online unter
www.it-planungsrat.de zu finden.

https://www.it-planungsrat.de/

5.2. IT-Rat Brandenburg

Mit dem Inkrafttreten des Brandenburgischen
E-Government-Gesetzes (BbgEGovG) am
24. November des Jahres 2018 wurde der IT-
Rat Brandenburg ins Leben gerufen. Er dient
der strategischen Abstimmung und gemein-
samen Steuerung informationstechnischer
Angelegenheiten der ebenenibergreifenden
Kooperation von Land und Kommunen. Den
Vorsitz im IT-Rat fuhrt der IT-Beauftragte der
Landesregierung.

Trotz enormer Anstrengungen von Bund,
Landern und Kommunen konnte das ur-
springliche Ziel des OZG, namlich die Ver-
waltungsleistungen von Bund, Landern und
Kommunen bis Ende des Jahres 2022 der
Offentlichkeit auch elektronisch anzubieten,
nicht erreicht werden. Das Ziel wird dennoch
weiterverfolgt und in den Anstrengungen
nicht nachgelassen. Darin ist sich auch der
IT-Rat einig. Dabei legt er seinen Fokus kinf-
tig noch starker auf konkrete Einzelleistungen
der von ihm im OZG-Kontext priorisierten
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Verwaltungsleistungen, die vorrangig um-
gesetzt bzw. flr das Land Brandenburg aus
dem bundesweiten Kontext nachgenutzt wer-
den sollen. Dreillig Verwaltungsleistungen,
die im Land Brandenburg besonders haufig
und dringend nachgefragt werden, hohe Fall-
zahlen aufweisen und im politischen sowie
offentlichen Fokus bei der Digitalisierung ste-
hen, hatte der IT-Rat identifiziert.

Flankiert wird die politische und strategische
Unterstitzung des IT-Rats malgeblich auch
durch das Kommunale Anwendungszentrum
(KAZ) im ZIT-BB, das die operative Koordi-
nierung einschlieflich fachlicher, organisa-
torischer und technischer Beratungs- und
Unterstitzungsleistungen bei der Umsetzung
des OZG und des Brandenburgischen E-Go-
vernment-Gesetzes unter Beachtung von IT-
Sicherheit und Datenschutz fortfihrt, um die
Zusammenarbeit von Land und Kommunen
in Kooperation mit den kommunalen Spit-
zenverbanden zu verstarken. Das KAZ wird
derzeit ausgehend vom Koalitionsvertrag und
der Entscheidung des IT-Rats fir Land und
Kommunen zu einem Kompetenzzentrum fir
die gemeinsame Umsetzung von E-Govern-
ment und OZG ausgebaut.

Neben der Beratung und Unterstitzung der
Kommunen sowie Informationsbereitstellung
fur die Kommunen werden u. a. folgende Pro-
jekte im KAZ unter fachlicher Federfiihrung
der zustandigen Ressorts umgesetzt:

m internetbasierte Fahrzeugzulassung (i-Kfz
BB)

m Virtuelles Bauamt (VBA)
m Universalantrag

m elektronisches denkmalrechtliches Erlaub-
nisverfahren

m Fischereischein und Fischereiabgabe
m Maerker Relaunch 4.0

Ende des Jahres 2023 wird sich der IT-Rat im
Rahmen einer Evaluation mit den bis dahin er-

reichten Zielen bei Ausbau des KAZ befassen.

Einen zunehmenden Schwerpunkt im IT-Rat
bildet auch das Thema IT-Sicherheit. In dem
Zusammenhang begleitet das Gremium auch
eine in diesem Jahr initiierte Gesprachsrun-
de mit Vertretern aus Land und Kommunen,
die sich im Weiteren auch zu konkreten Malf3-
nahmen und Vorgehensweisen verstandigen
mochte, um die Informationssicherheit in
Land und Kommunen zu starken. Der IT-Rat
wird sich in seinen kommenden Sitzungen
mit dort vorgeschlagenen Malnahmen zur
weiteren Verbesserung der Sicherheit der
IT-Infrastrukturen von Land und Kommunen
befassen.

Informationen zum IT-Rat Brandenburg und
seine Entscheidungen sind online auf den
Internetseiten des MIK zu finden:

https.//mik.brandenburg.de/mik/de/digitalisierung/.

5.3. Ausschuss der Ressort Information
Officer (RIO-Ausschuss)

Der RIO-Ausschuss ist das seit Jahren be-
wahrte Beratungs- und Entscheidungsgremi-
um fir verbindliche Vorgaben fir die Landes-
verwaltung in den Bereichen E-Government
und IT. Ihm kommt eine zentrale Bedeu-
tung beim E-Government und [T-Einsatz
zu. Im RIO-Ausschuss werden Themen des
E-Governments und des IT-Einsatzes be-
sprochen und dabei ressortspezifische Belan-
ge gebiindelt und daraus ressortibergreifend
geltende Vorgehensweisen und Regelungen
abgestimmt.

Dem RIO-Ausschuss gehéren die RIOs der
Ressorts und der Staatskanzlei sowie der
erste Geschaftsflihrer des ZIT-BB an.

Die dynamischen Entwicklungen im Bereich
der Digitalisierung und die damit verbunde-
nen Herausforderungen veranlassten auch
den RIO-Ausschuss, sich im Oktober des
Jahres 2022 im Rahmen einer Klausurtagung
mit seinem Selbstverstandnis, seiner Rolle,
seinen Funktionen und kinftigen Aufgaben-
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schwerpunkten zu befassen. Kinftig will sich
der RIO-Ausschuss noch strategischer aus-
richten, Zukunftsthemen aufgreifen und defi-
nieren, seine Rolle als Beratungs- und Ent-
scheidungsgremium fur die Regierungspolitik
sichtbarer machen und die Zusammenarbeit
mit dem ZIT-BB intensivieren. Zu seinen kinf-
tigen Schwerpunktthemen zahlt er:

m Binnendigitalisierung und neue Arbeits-
welt, z. B.
 Tools zur Binnendigitalisierung und digi-
talen Zusammenarbeit
* Unterstitzung neuer
(,New Work®)
* |T-Arbeitsplatz der Zukunft

Arbeitsformen

m Standardisierung und Prozessmanage-
ment, u. a.
* |T-Standards setzen und durchsetzen
* parallele IT-Infrastrukturen

m Organisation und Wissensaustausch, u. a.
* Wissensaustausch und Synergien nut-
zen
* Verbesserung der Rahmenbedingun-
gen und Starkung des ZIT-BB
* Nachwuchsférderung

Entlang seiner Schwerpunktsetzungen kon-
solidiert und priorisiert der RIO-Ausschuss
derzeit die Bemiihungen der einzelnen Behor-

den zu Standard-IT-Lésungen fir Wissens-
und Projektmanagement, Qualifizierung und
digitale Zusammenarbeit/Kollaboration, die
aufgrund der fortschreitenden (Binnen-)Digi-
talisierung der brandenburgischen Landes-
verwaltung ressortiibergreifend bendtigt wer-
den. Mit der Konsolidierung soll insbesondere
die Wirtschaftlichkeit der Lésungen gewahr-
leistet und die interdisziplinare Zusammen-
arbeit verbessert werden.

Dartber hinaus schreibt der RIO-Ausschuss
aktuell die IT-Standards fir die Landesver-
waltung Brandenburg fort. Die Fortschreibung
soll in diesem Jahr beschlossen werden. Die
IT-Standards sind zentrale Grundlage fir die
Umsetzung von IT und E-Government-Vor-
haben. Sie betreffen u. a. die Server-Archi-
tektur, Client-Systeme, Kommunikations-
systeme, Verschlisselungen, Signaturen,
IT-Basiskomponenten und verschiedene
IT-Querschnittsverfahren (bspw. Vorgangs-
bearbeitung und Aktenhaltung). Die jeweils
geltenden IT-Standards sind im Vorschriften-
system BRAVORS abrufbar.

https://bravors.brandenburq.de/verwaltungsvorschriften/
it_standardisierungsrichtlinie/attachments

27


https://bravors.brandenburg.de/verwaltungsvorschriften/it_standardisierungsrichtlinie/attachments
https://bravors.brandenburg.de/verwaltungsvorschriften/it_standardisierungsrichtlinie/attachments

IMPRESSUM

Herausgeber:

Ministerium des Innern und fir Kommunales des Landes
Brandenburg (MIK)

L] L]

Henning-von-Tresckow-Strafle 9 - 13 3 . 3
14467 Potsdam
Internet: mik.brandenburg.de “ O ¢

2 O 3
Layout:
Pressestelle und Offentlichkeitsarbeit O O 1
E-Mail: oeffentlichkeitsarbeit@mik.brandenburg.de | l 0
Telefon: 0331 - 866 2025

a2 © 0 A 3

Bilder:
Titel/Rickseite: © Vink Fan - stock.adobe.com 1 1 1 0 n 1
Seite 1: © MIK 1 1 0 0O 1«
Seite 19: © WrightStudio - stock.adobe.com
Seite 22: © Treecha - stock.adobe.com 1 1 f ] \

Stand: September 2023
Dieser Bericht ist ausschlieRlich im PDF-Format verflgbar.

Diese Informationsschrift wird kostenlos vom Ministerium
des Innern und fiir Kommunales des Landes Brandenburg
herausgegeben. Sie darf weder von Parteien noch von Wahl-
werbern wahrend eines Wahlkampfes zum Zwecke der Wahl-
werbung verwendet werden. Dies gilt fir Bundes-, Landtags-
und Kommunalwahlen sowie fur die Wahl der Mitglieder des
Européischen Parlaments.Auch ohne zeitlichen Bezug zu ei-
ner bevorstehenden Wahl darf die Druckschrift nicht in einer
Weise verwendet werden, die als Parteinahme der Landes-
regierung zu Gunsten einzelner Gruppen verstanden werden
kénnte. Den Parteien ist es jedoch gestattet, die Druckschrift
zur Unterrichtung ihrer einzelnen Mitglieder zu verwenden.

et b = O OC
—_OoOORKRORF



	_GoBack
	1.	Umsetzung des Onlinezugangsgesetz (OZG) in Brandenburg 
	1.1.	Federführung Brandenburgs für das Themenfeld „Ein- und Auswanderung“ 
	1.2.	Förderung Zweckverband Digitale Kommunen – Kommunalportal
	1.3.	Umsetzung des Onlinezugangsgesetzes (OZG) im Land Brandenburg
	1.3.1.	Informations- und Beratungsangebot rund um das OZG
	1.3.2.	Bewerbung von Online-Diensten
	1.3.3.	Monitoring der Online-Dienste im Land Brandenburg
	1.3.4.	Aufgaben und Herausforderungen für das kommende Jahr 2024

	1.4.	Bürger- und Unternehmensservice Brandenburg (BUS-BB) 

	2.	Digitale Infrastruktur, IT-Basiskomponenten und 
E-Verwaltungsakte
	2.1.	IT-Basiskomponenten 
	2.1.1.	Landesserviceportal Brandenburg 
	2.1.2.	Nutzerkonto als Teil des Servicekontos 
	2.1.3.	Einheitliches Unternehmenskonto als Teil des Servicekontos 
	2.1.4.	Landesverwaltungsnetz 5.0 (LVN 5.0)
	2.1.5.	Elektronische Vergabeplattform des Landes BB (VMP) 
	2.1.6.	Virtuelle Poststelle der Landesverwaltung (VPS) 
	2.1.7.	Deutsches Verwaltungsdienstverzeichnis (DVDV) 
	2.1.8.	Multikanal-Nachrichtensammel- und -protokollierungsdienst („GMM“) 
	2.1.9.	Elektronisches Identitätsmanagement (eID-Service) 
	2.1.10.	Elektronische Bezahlplattform (ePayBL) 
	2.1.11.	Zentraler Zugang für die Nutzung von De-Mail-Diensten 
	2.1.12.	Langzeitspeichersystem 

	2.2.	Bereitstellung der E-Verwaltungsakte als IT-Querschnittskomponente (EL.DOK)
	2.3.	IT-Infrastruktur des Brandenburgischen IT-Dienstleisters (ZIT-BB)
	2.4.	Förderung der Smart Village App 

	3.	Open Data in Brandenburg 
	3.1.	Entwicklung einer Offenen-Daten-Strategie des Landes Brandenburg 
	3.2.	Zweites Gesetz zur Änderung des Brandenburgischen E-Government-Gesetzes
	3.3.	DatenAdler 

	4.	IT- und Informationssicherheit
	4.1.	 Neufassung der Informationssicherheitsleitlinie  
	4.2.	Weitere Maßnahmen 

	5. Arbeit in den Gremien 
	5.1.	IT-Planungsrat 
	5.2.	IT-Rat Brandenburg
	5.3.	Ausschuss der Ressort Information Officer (RIO-Ausschuss) 




